
 
 

Gegenanträge 
und Wahlvorschläge 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Gegenanträge und Wahlvorschläge 
zur Hauptversammlung der BASF SE 
am 18. Juni 2020 



2 

Stand: 3. Juni 2020 
_____________________________________________________________________________ 
 
 
Nachfolgend finden Sie alle zugänglich zu machenden Anträge von Aktionären (Gegenanträge und 
Wahlvorschläge von Aktionären i.S.d. §§ 126, 127 AktG) zu den Punkten der Tagesordnung der 
Hauptversammlung 2020. Die Anträge und ihre Begründungen geben jeweils die uns mitgeteilten 
Ansichten der Verfasser wieder. Auch Tatsachenbehauptungen wurden unverändert und ohne 
Überprüfung durch uns in das Internet eingestellt, soweit sie zugänglich zu machen sind. 
 
Sofern Sie sich diesen Gegenanträgen anschließen möchten, können Sie dies tun, indem Sie in 
der Hauptversammlung bei dem zugehörigen Tagesordnungspunkt mit „Nein“, d.h. gegen den 
Vorschlag der Verwaltung, stimmen. Gegenanträge, bei denen nicht nur die Ablehnung des 
Vorschlags der Verwaltung, sondern ein inhaltlich abweichender Beschluss herbeigeführt werden 
soll, sind nachfolgend mit einem Großbuchstaben gekennzeichnet. Sofern über solche 
Gegenanträge in der Hauptversammlung eine gesonderte Abstimmung stattfindet, können Sie 
diese unterstützen oder ablehnen, indem Sie für oder gegen den Gegenantrag stimmen bzw. sich 
der Stimme enthalten. Wenn Sie die Stimmrechtsvertreter der BASF SE oder eine andere Person 
zur Ausübung Ihres Stimmrechts bevollmächtigen, müssen Sie diesen ggf. entsprechende 
Weisungen erteilen bzw. bereits erteilte Weisungen entsprechend anpassen. 
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Gegenantrag des Aktionärs Elmar Weigel zur Hauptversammlung der BASF SE am 
18. Juni 2020  
 
 
Gegenantrag zu TOP 2: Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns 
Trotz Anerkennung der Leistung von Verwaltung und Management verzichten die Aktionäre 
auf € 0,05 der ihnen zustehenden Dividende, damit dieser Anteil ohne Anerkennung einer 
rechtlichen Verpflichtung einem Fond zufließt, der der Verbesserung der Arbeits- und 
Lebensbedingungen der aktuell Beschäftigten und der Hinterbliebenen und Verletzten von 
Marikana dient. Der Rest der von der Verwaltung vorgeschlagenen Dividende von € 3,30, also 
€ 3,25 soll an die Aktionäre ausgeschüttet werden. 
 
Begründung: 
Mit dieser Dividenden-Reduktion verzichten die Aktionäre bei einem Kurs (ohne Corona) von 
55 € auf 0,09 % Dividendenrendite. Mit diesem geringen Verzicht handeln sie global 
verantwortlich, was hervorragend zu dem vorbildlichen Agieren der Unternehmensleitung zur 
Bewältigung der Corona-Krise passt. Mit beidem wird der gute Ruf der BASF gesteigert und 
der Aktienkurs positiv beeinflusst. Um die Unternehmensleitung mit diesem positiven 
Aktionärs-Verhalten zu unterstützen muss allerdings zunächst der von der 
Unternehmensleitung vorgelegte TOP2 abgelehnt werden, damit dieses weltweit wirkende 
Signal gesetzt werden kann. 
 
Weitere Begründung: 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
ich stelle jetzt zum 3. Mal in Folge den im Prinzip gleichen Gegenantrag zu TOP 2: 
Konkret: ich beantrage, dass wir zugunsten der Betroffenen von Marikana auf 5 Cent 
verzichten. Nicht nur, um Gutes zu tun, sondern vielmehr, um die Strahlkraft der guten Tat mit 
ihrer positiven Wirkung auf Image und Aktienkurs unserer BASF zu nutzen. 
Bei einem normalen Kurs ohne Corona von 60 € verzichten wir damit auf 0,08 % 
Dividendenrendite. Dieser Verzicht bietet aber die große Chance, dass der gute Ruf unserer 
BASF enorm gesteigert wird - und damit natürlich auch der Kurs.  
Aktionäre, die Kursverluste von teilweise bis zu 40 % aussitzen, sollten die Chance nutzen, 
die sich durch diese kleine Investition von 0,08 % ergibt. 
Damit sind wir auch im Gleichklang mit unserem BASF-Management, das zur Zeit 
Vorbildliches zur Bewältigung der Corona-Krise leistet. Nicht nur an die Maximierung des 
Gewinns wird gedacht, sondern daran, Probleme zu lösen. Dies entspricht u.a. auch der 
Meinung der Chefs der 180 bedeutendsten US-Konzerne, die es neuerdings als Ziel ihrer 
Business Roundtable-Lobbygruppe sehen, nicht mehr nur den shareholder value zu 
maximieren, sondern langfristiger und umfassender zu denken. 
Aber zurück zu uns: wie klein unsere 5-Cent-Investition ist, sehen wir allein daran, dass wir an 
der Supermarktkasse problemlos 10 Cent für eine umweltfreundliche Tüte ausgeben. Sollten 
wir da nicht bereit sein, nur 5 Cent für Menschlichkeit auszugeben? 
→ Ich bitte Sie daher, so paradox es auch klingt, unser Management damit zu unterstützen, 
indem Sie den vom Management vorgelegten TOP 2 ablehnen, damit gesondert über den 
Antrag, auf 5 Cent zu verzichten, abgestimmt werden kann. 
→ → Sorgen Sie dafür, dass diese HV als ein Zeichen für einen positiv verstandenen 
Kapitalismus in die Geschichte eingeht – und dies besonders jetzt, wo uns Corona zeigt, dass 
wir eine Welt sind. 
Die Welt wird es Ihnen danken: moralisch und finanziell. Ich danke Ihnen. 
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Gegenantrag des Aktionärs Stefan Fraatz zur Hauptversammlung der BASF SE am 
18. Juni 2020  
 
 
Gegenantrag zu TOP 2: Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns 
Abweichend vom Vorschlag des Vorstands und Aufsichtsrats wird vorgeschlagen aus dem 
Bilanzgewinn des Geschäftsjahres 2019 der BASF SE in Höhe von 3.899.089.714,88 € eine 
Dividende von 2,20 € je gewinnbezugsberechtigte Aktie auszuschütten. Bei Annahme dieses 
Ausschüttungsvorschlags beträgt die auf die am Tag der Feststellung des Jahresabschlusses 
(26. Februar 2020) für das Geschäftsjahr 2019 gewinnbezugsberechtigten 918.478.694 Aktien 
entfallende Dividendensumme 2.020.653.126,80 €. 
Der danach verbleibende Bilanzgewinn von 1.878.436.588,08 € in die Gewinnrücklage 
einzustellen. 
 
Begründung: 
Angesichts der aktuellen weltwirtschaftlichen Entwicklungen und speziell der Konzentration 
im Chemiegeschäft sollte die Gesellschaft über zusätzliche Mittel verfügen, um gestärkt aus 
der aktuell schwierigen Lage hervor zu gehen. Das Management sollte größeren Spielraum 
beim Investitionen, dem möglichen Kauf von Sparten von Mitbewerbern oder dem Kauf von 
Mitbewerbern erhalten. 
 
Weitere Begründung: 
Eine Gewinnausschüttungsquote von deutlich über 75% des Bilanzgewinns schränkt die 
Gesellschaft bei Investitionen in Zukunftsmärkte und auch der Stärkung des bestehenden 
Geschäftes übermäßig ein. Die vorgeschlagene Reduzierung auf unter 60% eröffnet die 
Möglichkeit Chancen im aktuellen Marktumfeld zu nutzen und in den Folgejahren den stark 
gesunkenen Aktienkurs, sowie den Bilanzgewinn zu erhöhen. 
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Gegenanträge des Dachverbands der Kritischen Aktionärinnen und Aktionäre zur 
Hauptversammlung der BASF SE am 18.06.2020  
 
Zu Tagesordnungspunkt 2: Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns  
 
Der Dachverband der Kritischen Aktionärinnen und Aktionäre beantragt, dass keine Dividende 
ausgeschüttet wird. Stattdessen ist der gesamte Bilanzgewinn 2019 als Rückstellung zu 
verwenden für  
a) für einen Fonds zur Bekämpfung der Corona-Pandemie und Abmilderung ihrer 
ökonomischen Folgen;  
b) für die Schaffung von gesellschaftlichem Mehrwert;  
c) für den Erhalt von Arbeitsplätzen statt deren Abbau;  
d) für die Einrichtung eines Fonds zur Entschädigung der Witwen, Hinterbliebenen und 
Verletzten des Massakers von Marikana  
 
Begründung:  
Die BASF SE will mitten in der Corona-Krise, die mit großer Unsicherheit für Wirtschaft und 
Gesellschaft einhergeht, die Dividende gegenüber dem Vorjahr von 3,20 je Aktie auf 3,30 Euro 
erhöhen. Damit wird ein fatales Signal an die Gesellschaft gesendet: Alle müssen den Gürtel 
enger schnallen, aber unsere Aktionäre erhalten noch mehr.  
Stattdessen könnten die Eigentümerinnen und Eigentümer der BASF mit einem Dividenden-
Verzicht einen Beitrag für die Bekämpfung der Corona-Pandemie und Abmilderung ihrer 
ökonomischen Folgen leisten. Gerade jetzt können vergangene Gewinne sinnvoll für die 
Krisenbewältigung eingesetzt werden.  
Dies würde weniger der Wohltätigkeit, sondern vielmehr der Sozialpflichtigkeit von Eigentum 
nach Artikel 14 Absatz 2 des Grundgesetzes gerecht werden: „Eigentum verpflichtet. Sein 
Gebrauch soll zugleich dem Wohle der Allgemeinheit dienen.“  
Zwar bezieht sich die vom Vorstand und Aufsichtsrat vorgeschlagene Dividende auf den 
Geschäftserfolg von 2019, doch bedarf es in der aktuellen Corona-Krise schneller, auch 
ungewöhnlicher Bereitstellung finanzieller Mittel. Diese sollten nicht nur über Spenden, Kredite 
oder zu Lasten der Allgemeinheit gezahlt werden.  
Der Großteil des aktuellen Bilanzgewinns soll für einen Fonds bereitgestellt werden, um 
weltweit kostenlose Tests auf das SARS-CoV-2-Virus, die Entwicklung eines Impfstoffes und 
die Behandlung von Coronavirus-Erkrankungen (COVID-19) insbesondere im Globalen Süden 
mitfinanzieren zu können. BASF verfügt hierzu über besondere personelle und technische 
Ressourcen, die nun ohne Gewinnzwang oder Eigenwerbung genutzt werden könnten. Die 
Mittel sind mit unabhängiger Expertise und maßgeblicher Beteiligung der Zivilgesellschaft im 
Globalen Süden zu verwenden. 
Darüber hinaus sind die Mittel zur Unterstützung derjenigen Wirtschaftsbereiche zu verwenden, 
die in Folge der Corona-Pandemie in Notlage geraten und eng mit BASF verbunden sind. 
Darunter zählt der Erhalt von Arbeitsplätzen insbesondere in der kleinbäuerlichen 
Landwirtschaft sowie eine klimafreundliche und sozial-ökologische Transformation der 
Lieferketten von BASF. Dazu gehört, dass menschenwürdige Löhne und Lohnfortzahlungen 
während der Corona-Krise auch bei allen Zulieferern garantiert werden.  
Zur Entschädigung der Witwen, Hinterbliebenen und Verletzten des Massakers von Marikana 
soll die BASF SE einen Fonds einrichten.  
Mit ihrem sog. Value-to-Society-Programm will die BASF nach eigener Darstellung „zu einer 

C 
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Welt beitragen, die eine lebenswerte Zukunft mit besserer Lebensqualität für alle bietet“. Die 
Ausschüttung einer Dividende an Aktionär*innen begünstigt aber lediglich eine kleine, 
überwiegend bereits schon begüterte gesellschaftliche Gruppe. Ein sog. 
„Exzellenzprogramm“ entpuppt sich als Job-Abbau-Programm, bis 2021 will die BASF 6.000 
Stellen abbauen. Diese „Restrukturierung“ des Konzerns soll 300 Mio. Euro jährlich sparen. 
Welcher „Wert für die Gesellschaft“ damit geschaffen werden soll, bleibt unklar. Menschen 
sind für den Ludwigshafener Konzern offenbar vor allem ein Kostenfaktor.  
 
 
Zu Tagesordnungspunkt 3: Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats  
 
Der Dachverband der Kritischen Aktionärinnen und Aktionäre beantragt, die Mitglieder des 
Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2019 nicht zu entlasten.  
 
Begründung:  
Der Aufsichtsrat hat seine Aufgabe als Kontrollorgan des Vorstands nur unzureichend 
ausgeübt. Die bisherigen Maßnahmen der BASF reichen nicht aus, einen wirksamen Beitrag 
zum Erreichen der Ziele der UN-Nachhaltigkeitsagenda 2030, des UN Global Compact und 
des Nationalen Aktionsplans Wirtschaft und Menschenrechte der deutschen Bundesregierung 
zu leisten, zu denen sich die BASF bekannt hat.  
 
Nachholbedarf und Intransparenz bei der Umsetzung von UN-Vorgaben bei 
menschenrechtlichen Sorgfaltspflichten  
BASF erfüllt weiterhin nicht vollständig die Anforderungen der UN-Leitprinzipien für Wirtschaft 
und Menschenrechte (UNGPs) an unternehmerisches Verhalten. BASF belegt nicht 
ausreichend, wie und ob Menschenrechtsrisiken identifiziert, bewertet und minimiert werden. 
Dies ist das Ergebnis einer Studie des Business & Human Rights Resource Centre und der 
ZHAW School of Management and Law. Die Ergebnisse der Studie sind hier 
zusammengefasst: https://www.business-humanrights.org/de/kurzbewertung-deutscher-
unternehmen  
Die nun erneut überarbeitete Nachhaltigkeitsstrategie der BASF, die von der Studie noch nicht 
geprüft werden konnte, soll bisherige Defizite verbessern. Wir erwarten vom Aufsichtsrat, dass 
diese Schritte nicht nur gelobt, sondern kontinuierlich und kritisch geprüft werden. Denn 
während nun erstmals im aktuellen Geschäftsbericht erwähnt wird, dass die Prüfungen 2019 
keinen Fall von Kinderarbeit festgestellt hätten, wäre die Ergebnisse hinsichtlich anderer 
Menschenrechtsverletzungen ebenso hilfreich gewesen.  
 
China: Zwangsarbeit bei Zuliefern in Xinjiang?  
In den Veröffentlichungen, die unter dem Namen „China Cables“ bekannt wurden, ist 
dokumentiert: Mindestens 1,5 Millionen Angehörige vor allem der Minderheit der muslimischen 
Uigurinnen und Uiguren werden in Umerziehungslagern in Xinjiang festgehalten. Immer 
häufiger werden neben diesen Lagern Fabriken errichtet, in denen Inhaftierte zu billigen 
Löhnen Zwangsarbeit verrichten müssen. Dies verschafft der Staatssicherheit eine absolute 
Kontrolle über muslimischen Nationalitäten.  
BASF betreibt zwei Joint Ventures mit chinesischen Firmen in der Stadt Korla Xinjiang, bei 
denen auch ethnische Minderheiten arbeiten. Zwar versichert BASF, dass es dort zu keiner 
Zwangsarbeit komme, für Partnerfirmen bzw. Zulieferer wollte man diese Versicherung aber 
nicht geben. Entsprechend hat BASF Ende 2019 Überprüfungen angekündigt. Zum einen 
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zeugt dies von weiterhin unzureichender Kenntnis und Kontrolle der eigenen Lieferketten, zum 
anderen stellt sich die Frage, wieso BASF nicht von vorhinein auch Zwangsarbeit bei 
Zulieferern sicher ausschließen kann. Es reicht nicht aus, immer nur dann aktiv zu werden, 
wenn Menschenrechtsverletzungen publik werden.  
 
BASF und die Platin-Lieferkette  
BASF bezieht weiter Platin, das unter menschenunwürdigen Bedingungen gewonnen wird. 
Hauptlieferant ist das südafrikanische Bergbauunternehmen Sibanye-Stillwater, das im 
Geschäftsjahr 2019 den bisherigen Platin-Lieferanten Lonmin übernahm und 
Rekordeinnahmen verzeichnete. Zur Lieferketten-Verantwortung gehört, dass die BASF dafür 
sorgt, dass Arbeitsschutz und gesundheitliche Vorsorgemaßnahmen bei seinem Zulieferer 
eingehalten werden. Im aktuellen Geschäftsbericht der BASF ist jedoch nichts über die 
Ergebnisse des letzten Audits zu erfahren. Bei der Platinmine in Marikana, Südafrika, leben 
die Gemeinden weiterhin ohne fließend Wasser und ausreichende Sanitäranlagen.  
Laut Geschäftsbericht von Sibanye-Stillwater gab es 2019 in den südafrikanischen 
Betriebsstätten sechs Todesfälle. Nach Angaben der südafrikanischen Gewerkschaft AMCU 
(Association of Mineworkers and Construction Union) kamen bis Oktober 2019 bei Sibanye-
Stillwater sieben Angestellte bei Arbeitsunfällen ums Leben, vier davon in der Marikana-Mine. 
Wie die Gewerkschaft mitteilte, sei der Beauftragte für Gesundheit und Sicherheit nach wie 
vor suspendiert, "weil er wichtige Sicherheitsbedenken hinsichtlich der Einmischung der 
Aufsichtsbehörde geäußert habe". Während die Zahl der an Silikose (Staublunge) Erkrankten 
von 165 im Jahr 2018 auf 131 im Jahr 2019 zurückging, erhöhte sich die Zahl der Tuberkulose-
Erkrankten auf 553 (2018: 539) und die Fälle der Gehörverluste auf 355 (2018: 243).  
 
 
Zu Tagesordnungspunkt 4: Entlastung der Mitglieder des Vorstands  
 
Der Dachverband der Kritischen Aktionärinnen und Aktionäre beantragt, die Mitglieder des 
Vorstands für das Geschäftsjahr 2019 nicht zu entlasten.  
 
Begründung:  
Der Vorstand der BASF AG verfolgt ein gesundheits- und umweltschädliches Geschäftsmodell, 
das nicht zur Umsetzung der Sustainable Development Goals (SDGs) der UN und der Ziele 
des Pariser Klimaschutzabkommens beiträgt.  
 
BASF gefährdet Landarbeiter*innen, Bäuer*innen und indigene Gruppen im globalen 
Süden  
Die BASF vertreibt in Ländern des globalen Südens mit schwächerer Pestizidregulierung 
Wirkstoffe, die in der EU nicht genehmigt sind. So vermarktet die BASF in Brasilien mindestens 
zwölf und in Südafrika mindestens vier Wirkstoffe, die in der EU nicht genehmigt sind. Dabei 
wurden die Wirkstoffe Cyanamid und Flufenoxuron auf EU-Ebene aufgrund ihrer Gefährlichkeit 
nach einer eingehenden Prüfung explizit abgelehnt. Außerdem stehen sechs der in beiden 
Ländern von BASF vermarkteten, in der EU nicht genehmigten Wirkstoffe wegen ihrer 
Schädlichkeit für die menschliche Gesundheit und/oder die Umwelt auf der Liste 
hochgefährlicher Pestizide des Pestizid Aktions-Netzwerks. Auch jüngste Recherchen auf 
Basis der Marktanalysen von Phillips McDougall haben gezeigt, dass die BASF 25 Prozent 
ihres Umsatzes mit dem Verkauf hochgefährlicher Pestizide macht – einen Großteil davon in 
so genannten Entwicklungs- und Schwellenländern. 
(https://www.publiceye.ch/de/themen/pestizide/agrochemiekonzerne-machen-milliarden-mit-

https://www.publiceye.ch/de/themen/pestizide/agrochemiekonzerne-machen-milliarden-mit-krebserregenden-pestiziden-oder-bienen-killern
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krebserregenden-pestiziden-oder-bienen-killern)  
Die Leidtragenden dieses Geschäftsmodells sind vor allem (Klein-)Bäuer*innen, indigene 
Gruppen und andere Anwohner*innen in den Anbauregionen sowie Landarbeiter*innen. So 
konnten auf Zitrusfrucht-Plantagen in Südafrika, auf denen BASF-Produkte eingesetzt werden, 
mehrere Fälle akuter Vergiftungen dokumentiert werden. (www.inkota.de/studie-bayer-basf) 
Doch die Doppelstandards der BASF gehen nicht nur zu Lasten der menschlichen Gesundheit, 
sondern auch der Umwelt: So würde ein Gramm des Wirkstoffs Fipronil rechnerisch 
ausreichen, um ca. 84 Millionen Bienen zu töten. 2018 exportierte die BASF 90 Tonnen Fipronil 
aus Frankreich nach Brasilien. (siehe die beiden obigen Quellen)  
Eine sichere Anwendung, die von BASF immer wieder als Ausweg präsentiert wird, ist dabei 
in Armutskontexten ein Mythos. So wird Plantagenarbeiter*innen häufig nicht die notwendige 
Schutzkleidung zur Verfügung gestellt, Kleinbäuer*innen können sich diese nicht leisten und 
leben teilweise selbst auf oder in unmittelbarer Nähe zu ihrem Feld.  
 
BASF verfehlt bisherige Klimaziele  
BASF hatte sich vorgenommen, die eigenen Treibhausgasemissionen bis 2020 um 40 Prozent 
im Vergleich zu 2002 zu reduzieren. Daraus wird nichts werden: Die 2019 erreichte Minderung 
ist nur vorübergehend und maßgeblich auf planmäßige Abstellungen von Großanlagen 
aufgrund von Wartungsarbeiten zurückzuführen. BASF selbst erwartet für 2020 einen 
Emissionsanstieg auf das Niveau von 2018. Damit hätte BASF nur eine Reduktion um 34,2 
Prozent statt der anvisierten 40 Prozent gegenüber 2002 erreicht.  
 
Klimaziele müssen sich am 1,5-Grad-Ziel des Pariser Klimaschutzabkommens 
orientieren  
Da scheint es dem Vorstand gelegen zu kommen, mit neuen Klimazielen bis 2030 vom 
bisherigen Scheitern abzulenken. Denn es besteht akuter Handlungsbedarf:  
Wenn alle Unternehmen bis 2050 eine Klimabilanz wie die von BASF hätten, würde sich das 
Klima um ganze 4,3 Grad Celsius erwärmen.  
Während andere energieintensive Unternehmen ambitionierte Klimaziele verfolgen, würde es 
bei der Umsetzung der bisherigen Klimaziele von BASF immer noch auf eine Erderwärmung 
um 4,2 Grad Celsius hinauslaufen, wie ein Bericht des Beratungsunternehmens Right von 
Ende 2019 zeigt. (https://www.right-basedonscience.de)  
Die fatale Abhängigkeit des eigenen Geschäftsmodells von klimaschädlichen Energien zeigt 
sich aber darin, dass sich BASF noch nicht einmal für die ferne Zukunft traut, das Ziel der 
Klimaneutralität zu verfolgen. So ist nicht ersichtlich, wie die neuen Klimaziele der BASF mit 
dem 1,5-Grad-Ziels des Pariser Klimaschutzabkommens kompatibel sein sollen – weder bei 
den direkten Emissionen (Scope 1) oder den Emissionen aus bezogener Energie (Scope 2) 
noch aus den entscheidenden indirekten Emissionen der Lieferkette (Scope 3). Obwohl die 
Einführung einer CO2-Steuer klimapolitisch sinnvoll ist, warnt Vorstandsmitglied Saori 
Dubourg vor der Einführung einer solchen Steuer, sowohl auf nationaler als auch europäischer 
Ebene: „Das schadet uns und ist ganz klar der falsche Weg“, sagt sie.  
 
 
Zu Tagesordnungspunkt 6: Wahl zum Aufsichtsrat Dr. Kurt Bock  
 
Der Dachverband der Kritischen Aktionärinnen und Aktionäre beantragt, Herrn Dr. Kurt Bock 
nicht in den Aufsichtsrat zu wählen.  

https://www.publiceye.ch/de/themen/pestizide/agrochemiekonzerne-machen-milliarden-mit-krebserregenden-pestiziden-oder-bienen-killern
https://www.right-basedonscience.de/
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Begründung:  
Der Dachverband der Kritischen Aktionärinnen und Aktionäre hat erhebliche Bedenken, dass 
der ehemalige Vorstandsvorsitzende Dr. Kurt Bock geeignet ist, den Aufsichtsrat der BASF 
SE zu leiten.  
Erst als Kurt Bock als Vorstandsvorsitzender ausschied, konnten wir feststellen, dass die 
Themen Nachhaltigkeit, Klimaschutz und Lieferkettenverantwortung bei BASF einen höheren 
Stellenwert erlangten. Es ist unklar, wie Bock nun als Aufsichtsratsvorsitzender die neue 
Unternehmens- und Nachhaltigkeitsstrategie unterstützen kann.  
Bocks Umgang mit Problemen und Krisen in seiner Zeit als Vorstandsvorsitzender spricht nicht 
gerade dafür, ihn zum Aufsichtsratsvorsitzenden zu wählen, dem die Überwachung des 
Vorstands zukommt. Offensichtlich wollte Bock die Verantwortung wegdrücken, die ein 
Konzern für den Hauptlieferanten eines wichtigen Rohstoffs hat: Auf der Hauptversammlung 
2016 tat der Vorstandsvorsitzende noch unwissend, als er mit dem Massaker vor der 
Platinmine von Marikana des britisch-südafrikanischen Bergbaukonzern Lonmin konfrontiert 
wurde. Unvergessen sind Bocks diskriminierende Äußerungen, die er gegenüber 
Vertreter*innen von Nichtregierungsorganisationen aus Südafrika machte. 2018 „bat“ er auf 
zynische Art und Weise den Sprecher der Hinterbliebenen des Massakers, den 
südafrikanischen Bischof Johannes Seoka auf, im nächsten Jahr nicht wieder zur BASF-
Hauptversammlung zu kommen. 2017 hatte Kurt Bock dem Bischof und den Vertretern einer 
südafrikanischen Bergbaugewerkschaft zu verstehen gegeben, dass er deren Anwesenheit 
nicht länger wünsche, weil „es nichts Neues gäbe“. Über ein großes Maß an Empathie scheint 
Kurt Bock nicht zu verfügen. Zumindest verpasste der BASF-Manager die Gelegenheit, dem 
ehemaligen Minenarbeiter Mozoxolo Madigwana, der das Massaker von Marikana 
schwerverletzt überlebte, nach seiner Hauptversammlungsrede den nötigen Respekt zu zollen.  
Wenig überzeugend war Bocks Krisenkommunikation nach der schweren Explosion auf dem 
BASF-Werksgelände in Ludwigshafen im Jahr 2016, bei dem vier Menschen zu Tode kamen 
und 29 verletzt wurden. Erst Tage nach dem Unglück äußerte sich der Vorstandsvorsitzende 
öffentlich. 
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Stellungnahme der Verwaltung zu den Gegenanträgen 
 
Wir halten die Gegenanträge für unbegründet und schlagen vor, diese abzulehnen.  


